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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Das 2008 in Betrieb genommene Zentrale Migrationsinformationssystem (ZEMIS), das
«führende Personenregister für ausländische Staatsangehörige» mit Wohnsitz oder
Aufenthalt in der Schweiz, benötigt nach über 10-jährigem Bestehen eine
technologische Erneuerung. Zwischen 2022 und 2027 soll das ZEMIS-Gesamtsystem in
zwei Tranchen modernisiert werden, was Kosten im Umfang von CHF 65.9 Mio. nach
sich ziehen soll. Da das SEM selber personelle Ressourcen im Wert von CHF 11.2 Mio.
einbringt sowie bereits 2021 Vorbereitungsarbeiten im Umfang von CHF 0.4 Mio. tätigt,
beantragte der Bundesrat im April 2021 in seiner Botschaft einen Verpflichtungskredit
zur Erneuerung des ZEMIS in der Höhe von CHF 54.3 Mio. für die Jahre 2022 bis 2027.
Im ZEMIS werden etwa identitätsbezogene Daten sowie Informationen zu Aufenthalts-
und Arbeitsbewilligungen oder Einreise- oder Wegweisungsentscheiden erfasst.
Ungefähr 30'000 Personen nutzen ZEMIS für berufliche Zwecke, wobei sich der grösste
Nutzerkreis aus Angehörigen von kantonalen und kommunalen Polizeibehörden
zusammensetzt. ZEMIS weist Verknüpfungen mit 30 anderen nationalen und
internationalen Informatiksystemen auf. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.04.2021
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2021 beriet der Nationalrat über den Kredit zur Erneuerung des
Zentralen Migrationsinformationssystems (ZEMIS). Für die Kommission führte Céline
Widmer (sp, ZH) aus, dass es sich beim vorliegenden Geschäft um ein «komplexes und
departementübergreifendes IT-Projekt» handle und damit keine materiellen
Änderungen zum Anwendungsbereich von ZEMIS beschlossen würden. Basierend auf
einem Mitbericht der Finanzkommission sei die SPK-NR übereingekommen, den
Risikozuschlag im Vergleich zur bundesrätlichen Botschaft von CHF 9.3 Mio. auf CHF
5.66 Mio. herabzusetzen, weswegen die Kommission ihrem Rat Zustimmung zu einen
Verpflichtungskredit in der Höhe von insgesamt CHF 50.66 Mio. beantragte. Der
Nationalrat kam diesem Antrag nach und stimmte dem Geschäft in der
Gesamtabstimmung mit 170 zu 2 Stimmen (1 Enthaltung) zu. Die Ausgabenbremse hatte
er zuvor mit ähnlichem Stimmverhältnis gelöst. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2021
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession 2022 unterstützte der Ständerat die vom Nationalrat
vorgeschlagene leichte Reduktion des Kredits zur Erneuerung des Zentralen
Migrationsinformationssystems (ZEMIS) und stellte sich in der Gesamtabstimmung mit
38 Stimmen (2 Enthaltungen) einstimmig hinter den Entwurf. Auch die zuständige
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte sich zuvor im Rat mit der Kürzung des Kredits
einverstanden erklärt, die infolge einer Reduktion des Risikozuschlags zustande
gekommen war. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2022
MARLÈNE GERBER

Familienpolitik

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) verlangte mit einer Motion eine nationale
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Sie berief
sich dabei auf die Ratifikation der Istanbul-Konvention, durch die sich die Schweiz
noch stärker verpflichtet habe, Kinder vor häuslicher Gewalt zu schützen. Wenn Kinder
Zeugen häuslicher Gewalt werden, sei dies eine Form von psychischer Gewalt, die
schwerwiegende Folgen haben könne. Nur eine einheitliche und systematische Statistik
könne das Ausmass dieser Betroffenheit darlegen und eine Grundlage bieten, um
Kinder besser zu schützen, so die Motionärin. Der Bundesrat stellte sich ablehnend zur
Motion. Er vertrat den Standpunkt, dass bestehende Statistiken – namentlich die
polizeiliche Kriminalstatistik sowie die Statistiken des BFS zur häuslichen Gewalt und
zur Opferhilfe – bereits aussagekräftige Schlüsse zuliessen. Anders sah dies der
Nationalrat, der die Motion in der Sommersession 2022 mit 111 zu 75 Stimmen bei drei
Enthaltungen befürwortete. Die ablehnenden Stimmen fanden sich dabei in den Reihen
der FDP und der SVP. 4

MOTION
DATUM: 01.06.2022
MARLÈNE GERBER
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In der Wintersession 2022 überwies der Ständerat mit 23 zu 19 Stimmen eine Motion
der Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) zur Schaffung einer nationalen
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Eine
Minderheit Stark (svp, TG) der WBK-SR pflichtete dem ablehnenden Antrag des
Bundesrats bei und betonte, dass bereits existierende Statistiken ausreichen würden,
um die Erfahrungen von Kindern als Zeugen und Zeuginnen häuslicher Gewalt
abzubilden. Sie zweifelte infolgedessen an der Verhältnismässigkeit des Vorstosses.
Bereits bestehende Statistiken, so unter anderem die polizeiliche Kriminalstatistik,
erfassten jedoch nur zur Strafanzeige gebrachte Fälle der häuslichen Gewalt, wodurch
keine umfassende Datengrundlage existiere, argumentierten dagegen die
Unterstützerinnen und Unterstützer der Motion. 5

MOTION
DATUM: 12.12.2022
VIKTORIA KIPFER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Sibel Arslan a défendu devant le Conseil national son postulat visant l'inscription d'un
troisième sexe à l'état civil. Elle a d'abord souligné la nécessité d'une telle inscription –
ou de la suppression de toute inscription de genre – pour deux catégories de
personnes. Premièrement, les personnes intersexes, à savoir les enfants dont les
organes sexuels ne sont à la naissance pas clairement féminins ou masculins. L'usage
pour ces enfants est très souvent une intervention chirurgicale précoce, les attribuant
à un genre arbitraire, ce qui peut avoir pour conséquence un mal-être plus tard dans
leur vie, et ce dès l'adolescence. La deuxième catégorie regroupe les personnes qui ne
se reconnaissent pas psychologiquement dans leur sexe biologique. Les troubles
psychologiques liés au genre sont souvent mal compris par les personnes cisgenres
(c'est-à-dire celles dont le sexe biologique correspond au genre ressenti
personnellement) et la mesure proposée par la députée Arslan permettrait un premier
pas vers la prise en compte de ces minorités dans le code civil. La Bâloise ajoute que
cette démarche n'est pas une première mondiale, de nombreux pays dont l'Australie, le
Canada, l'Inde, le Pakistan et l'Allemagne ayant adopté des mesures similaires. De plus,
le postulat a été signé par des parlementaires de tout le spectre politique, à l'exception
de l'UDC. 
Le député Nidegger a pris la parole pour l'opposition. Il a évoqué le danger de
l'indifférenciation, dont il estime qu'elle peut prétériter au développement et à
l'équilibre des personnes. Il recommande donc de rejeter le postulat, pour le bien des
personnes transgenres et intersexes, qui ne seraient ainsi pas incitées à rester dans un
entre-deux. 109 voix ont plébiscité le postulat. 77 s'y sont opposées, dont la quasi-
totalité de l'UDC (à l'exception d'une voix pour et d'une abstention), une partie du PLR,
du PDC et un conseiller PBD. Cinq personnes se sont abstenues (1 UDC, 2 PLR et 2
PDC). 6

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des États a accepté, en septembre 2020, une motion de la socialiste Eva
Herzog (ps, BS), qui demandait que toutes les statistiques et études de la
Confédération soient attentives aux différences entre les deux sexes. Elle cite par
exemple le chômage, dont les causes et conséquences varient de manière importante
entre les sexes, ce qui n'est que trop peu souvent pris en compte selon elle. L'objet a
été accepté par 27 voix contre 15, sans abstention. 7

MOTION
DATUM: 24.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Nachdem der Ständerat sich bereits in der Herbstsession 2020 dafür ausgesprochen
hatte, stimmte auch der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 einer Motion Herzog
(sp, BS) zu, die die Aufschlüsselung massgeblicher Statistiken nach Geschlecht
verlangte, um etwa die Datengrundlage zu geschlechterspezifischen
volkswirtschaftlichen Auswirkungen oder medizinischen Diagnosen zu verbessern. Die
grosse Kammer fasste ihren Beschluss mit 115 zu 69 Stimmen auf Anraten einer grossen
Kommissionsmehrheit. Auch die Kommissionsminderheit um Diana Gutjahr (svp, TG)
betrachtete die diesbezüglich geplante Verbesserung der Datengrundlage als sinnvoll,
sprach sich jedoch aus Gründen des bürokratischen Aufwands gegen eine generelle
Pflicht zur Aufschlüsselung der Daten nach Geschlecht aus, womit sie die Meinung des
Bundesrates stützte. In seinem Votum plädierte Bundesrat Berset (sp) denn auch dafür,
bei der Umsetzung der Motion seinen eigenen, im Rahmen der Begründung zur Motion
gemachten Vorschlag einer Fall-zu-Fall-Prüfung zu berücksichtigen, der eine
Aufschlüsselung nur dann vorsehen würde, wenn diese notwendig und zielführend
wäre. 8

MOTION
DATUM: 03.03.2021
MARLÈNE GERBER
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Kinder- und Jugendpolitik

Nachdem die WBK-SR ihrem Rat einstimmig beantragt hatte, der Motion seiner
Schwesterkommission zur Eintragung der elterlichen Sorge in die kantonalen und
kommunalen Einwohnerregister ebenfalls zuzustimmen, kam der Ständerat diesem
Begehren in der Frühjahrssession 2022 nach. Somit erhielt der Bundesrat den Auftrag,
möglichst rasch eine Machbarkeitsstudie zur Eintragung des Sorgerechts in die
erwähnten Register zu erstellen und danach – sofern sich das Unterfangen als machbar
erweist – die notwendigen Schritte zur Umsetzung des Anliegens einzuleiten. 9

MOTION
DATUM: 15.03.2022
MARLÈNE GERBER

Menschen mit Behinderungen

Gegen den Willen des Bundesrates, der Umwandlung in ein Postulat beantragte, nahm
der Nationalrat eine Motion seiner Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
(SGK) an, welche die Landesregierung beauftragt, durch die Bundesämter für
Sozialversicherung und Statistik und in Koordination mit dem NFP 8 („Behinderte
Menschen in der Schweiz“) den Aufbau einer schweizerischen Behindertenstatistik in
die Wege zu leiten, welche die persönliche und finanzielle Situation der Invaliden in
allen Sozialversicherungszweigen und in der Sozialfürsorge berücksichtigt. 10

MOTION
DATUM: 04.03.1999
MARIANNE BENTELI

En mars 2017, le conseil des Etats a accepté une motion du sénateur Eder (plr, ZG), qui
souhaitait la mise à disposition des cantons et de l'OFS des statistiques dans le
domaine de l'intégration des personnes handicapées. Cette mesure permettrait, selon
de libéral-radical, une meilleure vision d'ensemble des prestations, indispensables
selon lui à une politique nationale en faveur des handicapés. Le Conseil fédéral s'était
opposé à la motion, arguant que la compétence en matière d'institutions pour
personnes handicapées est du ressort des cantons. De plus, selon les sept sages, les
besoins actuels de la Confédération en matière de données sur la loi fédérale sur
l'assurance invalidité sont couverts. Un dernier argument est celui du poids financier
d'une telle mesure, qui serait trop important. Le résultat du vote a été serré, l'objet
n'ayant passé la rampe qu'à 19 voix contre 16 avec 5 abstentions. 11

MOTION
DATUM: 07.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

1) BBl 2021, 1056
2) AB NR, 2021, S. 2380 ff.
3) AB SR, 2022, S. 92 f.; BBl 2022, 778
4) AB NR, 2022, S. 882 f.
5) AB SR, 2022, S. 1254 ff.
6) BO CN, 2018, p. 1394 ss.
7) BO CN, 2020, p. 1020 s.
8) AB NR, 2021, S. 123 ff.
9) AB SR, 2022, S. 182 f.
10) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 149.99
11) BO CE, 2017, p.134 ss.
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